Der Assoziationsvertrag zwischen Yleha und dem Káhet Ni Kemi





(von Antien’Marét und Anûr gemäß Zusatzartikel 7 bzw. 12/b übernommen)








Ausgehandelt Ende 15 S.G. in drei aufeinanderfolgenden Treffen


der Vertreter Nisut Peri III.


und Ylehas.





Rückwirkend in Kraft getreten am 1. Freimond des Praios 15 S.G.


 


Zusatzartikel und


Novellierungen des Vertrages


folgen (inkl. Bemerkungen) im Anhang.











Zu beachten ist, daß dieser Vertrag bei allen Datumsangaben


vorläufig nach dem Fall Bosparans und nicht nach der kem’schen Zeitrechnung datiert,


um für alle Parteien gleichermaßen verständlich zu bleiben. Die kem’sche Zeitrechnung wird in der gesiegelten und anerkannten Endfassung gemäß Artikel 14/a die bosparaner Zeitrechnung vollständig ersetzen.


.














Yleha (West) schließt sich dem Kemi-Reich freiwillig und ohne militärischen Druck durch den Vertragspartner an, um die Bevölkerung beider Reiche besser vor feindlichen Übergriffen zu schützen und gemeinsam ein zweites großes Reich des Rabens im Süden erstehen zu lassen.


Yleha erkennt die Nisut Ni Kemi als seine durch Borons Gnaden bestimmte Herrscherin an.








# Artikel 1/a:


Solange den Ylehis durch das Reich der Kemi kein Schaden zugefügt wird und die Freundschaft der beiden Völkerschaften besteht, wird Yleha treu zu Kemi stehen und ihm aufrecht und ehrlich folgen.


Sollte durch bewußtes Handeln Kemis die Bevölkerung Ylehas geschädigt werden, tritt der Artikel 16 dieses Vertrages in Kraft.


# Artikel 1/b:


Höchstes Bestreben Kemis und Ylehas hat die Vereinigung Ylehas unter einer Krone, die Vernichtung der Hétáp-Ylahîm anté und Frieden für die Region zu sein.


# Artikel 1/c:


Die Ylehi verpflichten sich, in keinem Fall (außer wenn Artikel 16 nachweislich in Kraft ist) gegen Krone oder Reich zu handeln.


Zuwiderhandlungen können nach der kem’schen Gesetzgebung im Rahmen des Hochverrats am Reich geahndet werden.


# Artikel 1/d:


Die Ylehi verpflichten sich, in der Ost-Yleha-Politik die Interessen und das Wohl der Krone über die eigenen Interessen und Ambitionen zu diesem Thema zu stellen.


Zuwiderhandlungen können nach der kem’schen Gesetzgebung im Rahmen des Hochverrats am Reich geahndet werden.


# Artikel 1/e:


Die Ylehi verpflichten sich, ohne triftige Gründe - also ohne Einsetzen von Artikel 16 - keine Aktionen, die direkt dem Austritt aus dem Kemi-Reich dienen, oder Pläne, die solche Aktionen vorbereiten, durchzuführen bzw. anzufertigen oder zu unterstützen.


Zuwiderhandlungen können nach der kem’schen Gesetzgebung im Rahmen des Hochverrats am Reich geahndet werden.


# Artikel 1/f:


Die Vertragspartner verpflichten sich, diesen Vertrag - sofern er nicht durch das Inkrafttreten von Artikel 16 hinfällig geworden ist - ewig anzuerkennen und zu befolgen. 


# Artikel 1/g:


Der vormalig vom Freiheitsrat verliehene Titel des ”Admiral-Protektors von Yleha” fällt inklusive der zugehörigen Insignien, welche allerdings außerhalb besonderer Gelegenheiten in der Obhut des Hátya Ni Yleha und somit in den Grenzen der Provinz Yleha aufbewahrt werden sollen, an Nisut Peri III. und ihre legitime Thronfolgerin.


# Artikel 1/h:


Die Ränge des ylehischen Adels sollen alleine Männern vorbehalten bleiben. Alleine der Rang des ”Admiral-Protektors von Yleha” sei auch einer Frau (der Nisut daselbst) zugänglich.


Entsprechend seien auch keinerlei höhere Ämter in Provinzrat, Regierung oder staatlicher Bürokratie für Frauen zugänglich.


[Artikel 1/h kann als gestrichen angesehen werden. Der Artikel wird nur der Vollständigkeit halber aufgeführt.]


# Artikel 2/a:


Die Autonomie der Catco und der Achaz von Yleha ist unbedingt zu wahren.


# Artikel 2/b:


Den Catco und den Achaz wird jeweils ein, seit alter Zeit als Autonomiegebiet bestehender, Teil des ylehischen Territoriums als Autonome Region zugedacht, deren Grenzen nur mit Erlaubnis des betroffenen Volkes überquert werden dürfen.


Innerhalb dieser Autonomen Gebiete herrscht eine absolute interne Autonomie - sowohl die Legislative, als auch die Exekutive sind der kem’schen Krone gegenüber vollkommen und uneinschränkbar souverän.


# Artikel 2/c:


Catco und Achaz der Provinz werden nur von Ihresgleichen, nicht aber von der staatlichen Judikative belangt, verurteilt oder abgeurteilt.


Steuererhebungen und sonstige staatliche Interaktion mit bzw. staatliche Aktion gegen oder auch für die beiden Völker ist außerhalb der engen Grenzen eines friedlichen Kontaktes und einer friedlichen Koexistenz nur im Rahmen einer gemeinsamen Übereinkunft möglich.


# Artikel 2/d:


Angehörige sonstiger Völker - zum Beispiel der Elfen und Zwerge - werden gemäß der Lex Zwergia und ähnlicher Gesetzeswerke nur von den Angehörigen ihres eigenen Volkes belangt, verurteilt oder abgeurteilt.


# Artikel 2/e:


Eine Einschränkung der Rechte oder der Artikel 2/a bis 2/e ist nicht möglich. Bestrebungen diese ewig gültigen Vereinbarungen aufzuheben oder zu unterlaufen werden nach kem’schen Gesetzen als Hochverrat geahndet.


# Artikel 3/a:


Die Gesetzeswerke des freien Ylehas werden in vollem Maße in das Gesetzeswerk der Provinz Yleha übernommen. Das ylehische Recht wird über einen Zeitraum von 25 Götterläufen (also bis zum 1. Praios 1033 n. BF.) schrittweise dem kem’schen Recht angeglichen. Sondergesetze und eigenständige Novellierungen bestehender Gesetze bleiben der ylehischen Gerichtsbarkeit auch danach nach Zustimmung der Nisut vorbehalten.


Bei Einschränkungen dieses Artikels tritt Artikel 16 in Kraft.  


# Artikel 3/b:


Verurteilte Verbrecher innerhalb der Grenzen Ylehas werden gemäß der ylehischen Gesetze für die Dauer ihrer Strafe zu Namenlosen Personen und verlieren je nach Strafmaß auch ihre Freiheit, ihren Besitz, ihr Leben etc. 


# Artikel 3/c:


Ylehische Verbrecher, die sich eines rein weltlichen Vergehens schuldig gemacht haben, sind an die Gerichtsbarkeit der Provinz Yleha auszuliefern und von ihr abzuurteilen. 


Hierzu wird eine eigene Hochgerichtsbarkeit berufen, die nur von entsprechend autorisierten Personen, wie den Hochadeligen, in deren Herrschaftsbereich Yleha liegt, sowie der höchsten jeweils vorhandenen kem’schen Gerichtsinstanz in ihren Freiheiten und Entscheidungen kritisiert bzw. beschnitten oder eingeschränkt werden kann.


Genannte Instanzen stellen wiederum im Normfall die einzige existierende Berufungsinstanz oberhalb der ylehischen Hochgerichtsbarkeit dar. Die Berufungsmöglichkeiten für verhängte Todesstrafen sind nach Artikel 3/d eingeschränkt. Weitere Berufungseinschränkungen können durch bestehendes oder noch zu schaffendes ylehisches Recht entstehen, müssen jedoch in jedem Falle durch die Krone bestätigt werden.


Bei einem Urteilsspruch, der den Tod des Angeklagten als Strafe ansetzt, ist eine Bestätigung des Urteils durch die Nisut einzuholen. Ihr alleine obliegt es, Todesurteile zu bestätigen. Ohne eine solche Bestätigung darf niemand hingerichtet werden. Für einen solchen Fall wird die Festlegung eines neuen Strafmaßes nötig, das wiederum einer nisutlichen Bestätigung bedarf, wenn auch das neu ermittelte Strafmaß noch immer den Tod des Angeklagten zur Folge hat.


Bei unbegründeter Einschränkung der ylehischen Gerichtsbarkeit und ihrer Rechte tritt Artikel 16 in Kraft.


# Artikel 3/d:


Begnadigungsgesuche bei Todesstrafen können alleine an die Hátyat/den Hátya Ni Yleha, danach an die Hekátet/den Hekát Ni Chentasû und letztlich an die Nisut bzw. den Nefer Ni Kemi gerichtet werden. Eine Frist von 30 Tagen ist einzuhalten. Ist danach immer noch keine Begnadigung erteilt worden, wird der/die Delinquent/in hingerichtet, so die Nisut selbst den Urteilsspruch gutgeheißen hat und sofern nicht augenscheinlich widrige Umstände eine Verzögerung der Begnadigung bzw. ihres Transportes herbeiführten - als Beispiel mögen hier Unwetter und Stürme gelten, die den Nachrichtentransport eindeutig einschränken.


Sollte ein Urteil innerhalb der gesetzten Frist oder ohne die nisutliche Bestätigung vollstreckt werden, so sind von den verantwortlichen Organen triftige Gründe für ihre Handlungen vorzuweisen. Ansonsten müssen die entsprechenden, für die Urteilsvollstreckung verantwortlichen Organe sich einer eingehenden Prüfung und einem möglichen Gerichtsverfahren - bis hin zur Mordanklage - stellen. 


# Artikel 4/a:


Yleha besitzt das Recht eigene Kaperbriefe auszuschreiben, die neben jenen der Nisut absolute Gültigkeit haben. Ylehische Kaperer erhalten die selben Rechte wie jene Kaperer, die direkt in Diensten der Krone stehen.  


Zuwiderhandlungen - beispielsweise durch unbegründete Verbote des Anlaufens von Häfen des Reiches - sind nicht statthaft und werden durch Militärgerichte als Sabotageakte abgeurteilt.


# Artikel 4/b:


Die Kaperer Ylehas verpflichten sich, keinesfalls Schiffe des Kemi-Reiches oder befreundeter Staaten zu kapern sowie dem Artikel 9/b und den Artikeln 1/a bis 1/f  und den allgemeinen Bedingungen, die in den Kaperbriefen genannt werden, dann Folge zu leisten, wenn nicht nachweislich Artikel 16 in Kraft ist.


# Artikel 5/a:


Yleha behält volle Zoll- und Handelsautonomie. Bei Zuwiderhandlungen wird das in solchen Fällen zuständige Kem’sche Handelsgericht angemessene Bußgelder zugunsten der Provinz Yleha verhängen.


# Artikel 5/b:


Eine Monopolisierung des ylehischen Außenhandels durch eine Gesellschaft des Kemi-Reiches darf nicht stattfinden. Yleha behält absolute Kontrolle über seinen Außen-, wie auch seinen Binnenhandel. Kem’schen Handelsgesellschaften wird aber ausdrücklich das Recht zugestanden, in, aus und mit Yleha Handel zu treiben. 


# Artikel 5/c:


Jeglicher Handel des Kemi-Reiches mit dem Bündnisterritorium Ost-Yleha hat über Yleha (West) abzulaufen und untersteht der strengen Kontrolle der ylehischen Regierung. Gegebenenfalls erhobene Sonderzölle oder eventuell eingeführte Handelsbeschränkungen bis hin zum Handelsboykott sind von der Krone zu tolerieren solange nicht direkt die Interessen des Reiches betroffen sind. Sollte dem so sein, tritt Artikel 1/d in Kraft. Ausgenommen von dieser Regelung ist allein die BRAKEM-Handelsgesellschaft, welchselbige im Namen der Nisut Handel zum Wohle des Reiches betreibt und deshalb aufgrund ihrer lebenswichtigen Funktion für das Káhet Ni Kemi nicht eingeschränkt werden darf.


Das Handelsmonopol für Ost-Yleha darf nur von der Nisut persönlich eingeschränkt werden, andernfalls tritt - nach eingehender Prüfung - Artikel 16 in Kraft.


# Artikel 5/d:


Der Freihafen Ylehas wird als zollfreier und teilweise mit Sonderrechten ausgestatteter Bereich anerkannt, der mit seinen Institutionen bedingt dem Hátya Ni Yleha unterstellt ist.


Eine begründete Einschränkung der teilweisen Autonomie des Freihafens und seiner Institutionen ist nur durch die Krone statthaft.


# Artikel 6:


Yleha behält volle Münzautonomie. Neben den über einen Zeitraum von 10 Götterläufen (also bis zum 1. FPR 25 SG.) an die kem’sche Währung anzugleichenden Münzen Ylehas bleibt der Provinz die Möglichkeit eigener Münzprägungen vorbehalten. Hierzu hat die ylehische Regierung alle fünf Götterläufe eine Erlaubnis durch die kem’sche Krone zu erwirken.


# Artikel 7:


Der Freiheitsrat wird als Provinzrat wiederbelebt und erhält eine beratende Funktion. Er ist gemäß der alten Statuten und Regelungen des Freiheitsrates aufzustellen bzw. zu berufen.


Bei Zuwiderhandlungen - zum Beispiel durch unbegründetes Auflösen oder unbegründetes Schließen des Rates für längere Zeit (siehe auch Artikel 13/b) - tritt Artikel 16 in Kraft.


# Artikel 8/a:


Mitglieder des ”Zirkels” werden - solange ihre Loyalität zur kem’schen Krone oder der Alleinseligmachenden Heiligen Borons- und Staatskirche nicht fraglich - weder verfolgt, noch Repressionen ausgesetzt, noch von der Krone des Kemi-Reiches in irgendeiner anderen Weise in ihrem, dem Artikel 1/b gemäßen, Kampf gegen die Hétáp-Ylahîm anté behindert.


Der ”Zirkel” wird als innerylehische Organisation anerkannt, deren Status dem eines Ordens gleichkommt und die als Gegenleistung einen ewigen - alleine durch Einsetzen des Artikels 16 zu brechenden - Treueschwur gegenüber dem in Kemi herrschenden Nisuts- bzw. Neferhaus sowie dem Reich selber ableistet.


Bei Zuwiderhandlungen, also zum Beispiel dem unbegründeten Verbot des ”Zirkels” oder der unrechtmäßigen Verfolgung seiner Mitglieder, wird Artikel 16 inkraftgesetzt.


# Artikel 8/b: 


”Zirkler” werden in allen Fällen des Mordes an nachweislichen Mitgliedern der Hétáp-Ylahîm anté von jeglichen Anklagepunkten, die den Tötungsakt selber betreffen, freigesprochen.


# Artikel 8/c:


Die Rechtsprechung wird in Bereichen, die die Hétáp-Ylahîm anté betreffen, in keinem Fall novelliert


oder auf eine wie auch immer geartete andere Weise verändert, reformiert oder ergänzt, wenn keine entsprechende Zustimmung durch eine absolute Mehrheit im Provinzrat oder von Seiten der Kemi-Krone vorliegt.


Bei Zuwiderhandlungen tritt Artikel 16 in Kraft.


# Artikel 9/a:


Es ist der Regierung Ylehas bzw. in Extremsituationen (wie zum Beispiel dem Verlust der vollständigen Regierung durch eine Katastrophe) und auch der Bevölkerung Ylehas über ihre Vertreterinnen und Vertreter im Provinzrat erlaubt, in Krisenfällen größere Milizverbände aus der Bevölkerung zu rekrutieren, die einem - einem kem’schen Obristen im Range gleichgestellten, jedoch keinerlei Befehlsgewalt über Verbände, welche nicht im Rahmen dieses Artikels ausgehoben wurden, besitzenden - sogenannten Notstandskoordinator unterstellt sind. Der Notstandskoordinator ist dem kem’schen Marschall des Heeres direkt unterstellt.


# Artikel 9/b:


Die Freibeuter Ylehas können in Krisenfällen unter einem Notstandskoordinator, der dem kem’schen Marschall der Flotte direkt unterstellt ist, zu einer Flotte zusammengezogen werden. Er besitzt keinerlei Befehlsgewalt über Verbände, welche nicht im Rahmen dieses Artikels ausgehoben wurden.


Sollten Freibeuter Ylehas dieser Pflicht ohne entsprechende Gründe nicht nachkommen, können Entzug des Kaperbriefes, Requirierung des Schiffs oder schwere Geldstrafen angedroht und auch durchgeführt werden.


# Artikel 9/c:


Der ”Zirkel” hat in Krisenzeiten die Truppenverbände Ylehas und Kemis vorbehaltlos zu unterstützen und somit die Verteidigungskraft Ylehas zu stärken.


Die Unterstützungspflicht bleibt auf das Territorium der Provinz Yleha und - in besonderen Situationen - das nähere Ausland bzw. Nachbarprovinzen beschränkt.


Bei groben Zuwiderhandlungen hat der ”Zirkel” mit Einschränkungen seiner Rechte und der ihn betreffenden Artikel dieses Vertrages zu rechnen.


# Artikel 9/d:


Alle in Krisenzeiten ausgehobenen Verbände der Táhátya Yleha sind einer von der Krone benannten Offizierin bzw. einem von der Krone benannten Offizier unterstellt. Diese bzw. dieser ernennt nötigenfalls einen General-Notstandskoordinator, der Befehlsgewalt über alle vorhandenen Notstandsverbände (und nur diese) besitzt und vom Range her einem Milizgeneral der Schwarzen Armee gleichgestellt ist.


Sollten weder Oberkommandierende bzw. Oberkommandierender, noch Notstandskoordinatoren oder General-Notstandskoordinator erreichbar sein, so obliegt es der Regierung Ylehas bzw. in Extremsituationen (vgl. Artikel 9/a) den Mitgliedern des Provinzrates die Ränge der Notstands- und des General-Notstandskoordinators nach bestem Wissen und Gewissen zu besetzen.


Die kem’sche Krone verpflichtet sich dazu, die genannten Befehlsinstanzen vorrangig mit Ylehi zu besetzen.


Mißbrauch und Zuwiderhandlungen werden - sofern sie von kem’scher Seite ausgehen - mit dem Einsetzen des Artikels 16 einhergehen. Mißbrauch und Zuwiderhandlungen durch die ylehische Seite werden nach dem geltenden kem’schen Recht als Hochverrat am Reiche geahndet.


# Artikel 9/e:


Die yleh’sche Miliz und ihre Offiziere unterstehen immer dem kem’schen Oberkommando.


# Artikel 10/a:


Die Bevölkerung Ylehas kann - über den Provinzrat - bei der Nisut persönlich Beschwerde gegen einen ylehischen Adeligen einlegen. Sollten sich geäußerte Vorwürfe - zum Beispiel der groben Bestechlichkeit - erhärten, so ist der betreffende Adelige abzulösen, damit nicht gegen den Artikel 1/a verstoßen wird.


# Artikel 10/b:


Bei der Einsetzung eines Adeligen in Yleha ist der Provinzrat zu konsultieren - sollte der/die Kandidat/in einstimmig abgelehnt werden, verpflichtet sich die Krone, den Betreffenden von der Kandidatenliste zu streichen.


# Artikel 10/c:


Die ylehische Bevölkerung hat kein Beschwerderecht bei der Ernennung von Militär-, Amts- oder sonstigen staatlichen Dienstgraden, kann allerdings gegenüber der Krone und der Regierung Yleha Wünsche äußern, die berücksichtigt werden sollten, aber nicht als bindend anzusehen sind.


# Artikel 11:


Im Falle von groben Meinungsverschiedenheiten (oder ähnlichen Problemen, bei denen eine objektive Beurteilung nötig wird) zwischen Yleha und Kemi sind einer oder mehrere unabhängige, von der Nisut zu ernennende Schlichter zur Beurteilung und zum Schiedsspruch heranzuziehen.


Beide Seiten verpflichten sich, einen ergehenden Schiedsspruch durch einen oder mehrere eindeutig unabhängige Schlichter bedingungslos anzuerkennen.


Bei Zuwiderhandlungen - zum Beispiel der Bestechung eines Schlichters - tritt Artikel 16 in Kraft. 


# Artikel 12:


Die Regierungsgewalt in der Stadt Yleha hat ein Bürgerrat mit zwölf gewählten Mitgliedern. Ihm steht der, von jenem Gremium aus den eigenen Reihen gewählte, Bürgermeister vor. Eine wie auch immer geartete unberechtigte Einschränkung, Beeinflussung oder Auflösung des Bürgerrates ist nicht statthaft.   


# Artikel 13/a:


In Krisenfällen ist es für die Regierung Ylehas nach Zustimmung der Nisut möglich, die Bürgerrechte der Bewohner, welche solche überhaupt besitzen, einzuschränken und die Rechte der sonstigen Einwohner ebenfalls auf ein Minimum zu beschränken.


Bei Unruhen, Aufständen oder Rebellionen steht es dem Oberkommando der Schwarzen Armee frei, nach Zustimmung der Nisut das Kriegsrecht über Yleha zu verhängen.


Ausgenommen von Artikel 13/a sind die in Artikel 2 genannten Völker. Die Freiheiten dieser sind gemäß Artikel 2/e in jedem Fall zu wahren.


Für den Gebrauch von Artikel 13/a muß ein eindeutiger und nachweisbarer Anlaß bestehen.


Bei eindeutigem Mißbrauch tritt Artikel 16 in Kraft.


# Artikel 13/b:


In Krisenfällen ist es für die Regierung Ylehas möglich, solche Gremien wie den Provinzrat oder den Bürgerrat der Stadt Yleha in ihren Freiheiten einzuschränken oder für kurze Zeit zu schließen, wenn dafür ein eindeutiger und nachweisbarer Anlaß besteht.


# Artikel 13/c:


In Krisenfällen ist es der kem’schen Regierung bzw. der kem’schen Krone möglich, die Artikel 10/a und 10/b auszusetzen. Sie treten erst im Falle einer Beruhigung der Lage wieder in Kraft.


# Artikel 13/d:


In extremen Krisenfällen ist die Ausrufung des Militärrechts und einer Militärregierung durch die kem’sche Krone möglich.


Notstandskoordinatoren und General-Notstandskoordinator werden durch diesen Artikel zu den höchsten Personen in der staatlichen Befehlslinie Ylehas und besitzen Sonderrechte, die in der ”Militärverordnung für Krisen- und Sonderfälle” sowie in der ”Ylehischen Notstandsverordnung” festgelegt sind.


Die Notstandskoordinatoren und der General-Notstandskoordinator haben sich direkt dem Oberbefehl der Führung der Schwarzen Armee zu unterstellen.


# Artikel 13/e:


In Krisenfällen, die dies rechtfertigen - so zum Beispiel im Falle eines Hochverrates durch den herrschenden Adel - ist es den NK (den Notstandskoordinatoren) und dem GNK (dem General-Notstandskoordinator) erlaubt, den Adel der Provinz seiner Ämter zu entheben und unter Arrest zu stellen.


Bei Amtsmißbrauch der NK bzw. des GNK werden diese nach geltendem kem’schen Recht des Hochverrats angeklagt und abgeurteilt. 


# Artikel 13/f:


Sollten NK und GNK sich als nicht loyal oder möglicherweise nicht loyal bzw. inkompetent erweisen, können sie - auch ohne Zustimmung des Adels - auf den Befehl von Nisut/Nefer oder der Gardekriegsherrin/dem Gardekriegsherrn hin aus ihren Ämtern enthoben und durch geeignete Personen ersetzt werden.


Sollte dieser Artikel ohne erkennbare Begründung angewendet werden, wird Artikel 16 inkraftgesetzt.


# Artikel 14/a:


Yleha ist kulturell absolut autonom gegenüber Kemi, entsprechenden Institutionen Kemis oder Eingriffen und Einflüssen selbiger in der Provinz oder Teilen der Provinz. Yleha verpflichtet sich vorrangig kem’sches Kulturgut , z.B. Zeitrechnung oder Münzwesen, anzunehmen.


# Artikel 14/b:


Ein Anschluß der ylehischen Kirchen an die kem’sche Kirchenstruktur ist zu vollziehen, wenn ylehische Kirchenoberhäupter dies ausdrücklich anstreben. Nicht statthaft ist die Förderung, Begünstigung und Anerkennung einer nicht durch die Kurie der Alleinseligmachenden Heiligen Borons- und Staatskirche des Káhet Ni Kemi anerkannten Rabenkirche, denn nur die Hl. Eminenz deutet den Willen des Herrn.


Eine kirchliche Sezession nach einem vorhergehenden Anschluß ist nicht möglich. Nach einem möglichen Anschluß an eine der kem’schen Kirchen bzw. an die kem’sche Kirchenstruktur ist die interne ylehische Struktur beizubehalten und als Vorsteher des ylehischen Gebietes ist alleine ein Ylehi bzw. ein ausdrücklich vom ylehischen Teil der betreffenden Kirche Beauftragter oder Erwünschter einzusetzen. Dieser verpflichtet sich in jeglichen Belangen dem Willen der Hl. Eminenz zu folgen, denn allein durch ihren Mund tut der Herr SEINE Weisheit kund.


[Unbedingt zu beachten: Die Novellierungen mit Wirkung vom 1. FPR 25 SG./ 1. PRA 1021 BF.]


# Artikel 14/c:


Nur das Ylehische Konzil und die Hofräte für Religiöse Belange (letztere üblicherweise mit Einwilligung des Konzils - mit geeigneter Begründung und der Unterstützung des Adels der Provinz auch ohne eine Einwilligung des Konzils möglich) haben das Recht bei Ihrer Eminenz, der Hohepriesterin des Kemi-Reiches, die Bannung einer religiösen Gemeinschaft zu erbitten.


Ein solcher Bann hat absolute Gültigkeit innerhalb und außerhalb des Kemi-Reiches und verbietet die Ausübung der entsprechenden Religion unter Strafandrohung.


Einer Einschränkung oder einem Mißbrauch dieses Artikels folgt eine Inkraftsetzung des Artikels 16.


# Artikel 14/d:


Yleha behält sprachliche und schriftliche Autonomie, gliedert aber die jeweilige Amtssprache des Kemi-Reiches innerhalb von 5 Jahren (also bis spätestens zum ersten Tage des Freien Mondes Praios’ 20 SG.) als zusätzliche und hauptsächliche Amtssprache ein.


Das Ylehi und seine Schrift bleibt neben dem Brabaci und den Kusliker Zeichen Hauptsprache bzw. Hauptschrift des Allgemeinlebens der Provinz.


# Artikel 14/e:


Yleha übernimmt bestimmte Feiertage aus dem kem’schen Kulturkreis, behält bei einer solchen Aktion aber immer das Recht auf die Verweigerung der Übernahme eines Feiertages durch den Provinzrat, das Ylehische Konzil oder den Adel.


Yleha hat zudem das Recht zur Ausrufung und Erhaltung eigener Feiertage, die von den Feiertagen und Festen Kemis abweichen können.


# Artikel 14/f:


Die Ausfuhr von ylehischen Kulturgütern aller Art - insbesondere derer der Catco und der Achaz - untersteht der Kontrolle entsprechender Teile der ylehischen Administration.


Als zusätzliche Kontrollinstanz soll der Provinzrat Einsicht in Akten erhalten (sofern sie nicht unter das Staatsgeheimnis fallen), die die Ausfuhr von ylehischen Kulturgütern angehen und zudem die Möglichkeit einer Beschwerde oder eines Vetos bei Hátya und Nisut besitzen.


Sollte ein Mißbrauch dieses Artikels durch den Provinzrat oder Mitglieder des Provinzrates stattfinden, so wird dieser bzw. werden diese nach geltendem kem’schen Recht des Hochverrates angeklagt und abgeurteilt.


# Artikel 15:


Innerhalb der Grenzen Ylehas ist keinerlei Sklaverei, Leibeigenschaft oder sonstige erzwungene Arbeit, außer jener, die von Verbrechern als Buße verlangt wird, erlaubt.


Bei Zuwiderhandlungen durch die kem’sche Regierung tritt Artikel 16 in Kraft. Bei Zuwiderhandlungen durch jegliche andere Institution, Personengruppe oder Person ist nach geltendem ylehischen Recht eine Verurteilung herbeizuführen. 


# Artikel 16:


Unter jenen Umständen, die in den Artikeln 1/a bis 15 sowie in den möglicherweise noch erfolgenden Zusatzartikeln und den eventuellen Novellierungen als Begründung für das Inkraftsetzen dieses Artikels genannt werden, hat eine gründliche Überprüfung der Assoziation Ylehas mit Kemi durch den Provinzrat zu erfolgen. Sollte sich herausstellen, daß die kem’sche Seite tatsächlich massiv entgegen der Inhalte und Intentionen dieses Vertrages gehandelt hat, erfolgt zunächst eine dementsprechende Anmahnung. Die Nisut hat die Pflicht diese zu prüfen. Sollten ihrerseits Einwände gegen die Anmahnung erbracht werden, so werden der kem’sche Cron-Justitiar, sowie der ylehische Hátya den Fall kommentieren und der Nisut zur Begutachtung überstellen, denn die Nisut ist von göttlichem Blute und als solche eines unparteiischen und weisen Urteils fähig. Sollte die Nisut der yleh’schen Mahnung zustimmen und die Mißstände nicht binnen eines geeigneten Zeitraumes korrigiert werden, wird der vorliegende Assoziationsvertrag in allen seinen Punkten ausgesetzt und durch Absetzung der kem’schen Regierung Ylehas die Sezession eingeleitet.   
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Siegel der Krone des Káhet Ni Kemi





durch Ihre


keminisutliche Majestät Peri III. Setepen,


ankh, udjat, seneb!





Zeugen der kem’schen Seite





Aspa Prokas, Akîb Ni Yleha/West


Hagen von Altmark, Neset Ni Ordoreum


Chanya Al’Mout’pekeret, Hekátet Ni Chentasu


Dio C. de Cavazo, Cancellarius der Kemi


Boronya von Nedjhit, Hl. Eminenz�



Siegel der ylehischen Freisassen





durch Seine


yleh. Regentschaft Admiral  R’yan Ûrréns’h,


Glück und Segen





Zeugen der ylehischen Seite:





Yon’yá Ibnâresh, Generaladministratorin


Nostrômo Boromeo Ávêshar, Patriarch von Yleha


Ulân Piorez, Admiral der Rabenflotte


Visznaria’h Esmyrdjár, Obristin der Rabengarde


Tôr’khîl Yàsmabn, Stadtmeister von Yleha�
�
Anhang zum Assoziationsvertrag


(Von Antien’Marét und Anûr gemäß Zusatzartikel 7 bzw. 12/b übernommen)





Zusatzartikel des Assoziationsvertrages





# Zusatzartikel 1 (7. Hesinde 16 SG):


Die momentan zwischen dem westlichen und dem östlichen Yleha existierenden Grenzen zu Lande und zur See werden hiermit gemäß der Verträge von Zirmo, Yleha und Anûr bis zur, gemäß Artikel 1/b anzustrebenden, Vereinigung der beiden Landesteile festgelegt und offiziell anerkannt.


Begründung:


Aufgrund mehrerer kriegsähnlicher Konflikte um Territorium entlang der inneren Grenze, wurde eine endgültige Anerkennung der in den oben genannten Verträgen für einzelne Regionen ausgehandelten Grenzen von beiden Seiten für nötig befunden. 


# Zusatzartikel 2 (1. Praios 17 SG):


Auf gemeinsamen Beschluß des Akîbs, des Hofrates und der Inneren Kammer des Provinzrates hin, kann eine provinzweite Sperre jeglicher Informationen über ein Ereignis, eine Person oder ähnliches verfügt werden, um die Sicherheit von Provinz und Reich zu gewährleisten.


Begründung:


Ende des Jahres 16 SG kam es im Süd und Südosten Ylehas zu einer Reihe von Ereignissen, die gemäß des vorliegenden Artikels nicht näher zu benennen sind. 


# Zusatzartikel 3/a (15. Efferd 17 SG):


Der südöstliche Teil des autonomen Catco-Territoriums wird von den Catco ohne eine weitere


Gegenleistung durch die Regierung Ylehas an selbige abgetreten. Diese Abtretung erfolgt ohne Zwang. Jegliche Ansprüche der Catco auf dieses Territorium erlöschen mit dem Inkrafttreten dieses Zusatzartikels.


Begründung:


Ende des Jahres 16 SG kam es im Süd und Südosten Ylehas zu einer Reihe von Ereignissen, die gemäß Zusatzartikel 2 nicht näher zu benennen sind. Diese Ereignisse veranlaßten die Catco zu ihrer Entscheidung.


# Zusatzartikel 3/b (15. Efferd 17 SG):


Den Catco wird hiermit eine Option auf die Übernahme der Kontrolle in einem bisher nicht näher benannten Gebiet offengelassen. Die Lage und Größe dieses Gebietes ist auszuhandeln, wenn die Situation eintritt, daß die Catco diesen Artikel in Anspruch nehmen wollen.


Begründung:


Im Rahmen der Verhandlungen, die zu Zusatzartikel 3/a führten, wurde den Catco diese Option als Entschädigung für den (wenn auch freiwilligen) Verlust ihres Territoriums im Südosten angeboten und schließlich von ihnen akzeptiert.


# Zusatzartikel 4 (1. Praios 18 SG):


Das Gebiet Ost-Ylehas wird als Teil des syllanisch kontrollierten Bündnisterritoriums anerkannt. Von der Vereinigungsprämisse des Assoziationsvertrages, die in Artikel 1/b formuliert wurde, wird jedoch nicht abgerückt.


Begründung:


Am 1. Praios 15 SG wurde die ”Südmeerliga” gegründet. Während diese Gründungsaktes erhielten weite Gebiete im Osten Ylehas, die zuvor nicht klar als zu einem Staat zugehörig anerkannt wurden - darunter vor allem Ost-Yleha - den Status eines von den verschiedenen Beanspruchern gemeinsam kontrollierten Gebietes, das allerdings der Oberherrschaft eines der Liga-Staaten untersteht. Im Falle Ost-Ylehas ist dies Sylla, daß eine Anerkennung dieses Faktums durch Yleha (West) forderte.


# Zusatzartikel 5/a (1. Rondra 1020 n. BF.):


Der Anbau jeglicher Rauschkräuter und die Produktion jeglicher Rauschmittel in Yleha ist auf unbestimmte Zeit bei Strafandrohung untersagt, es sei denn, die Plantagen/Produktionsstätten befinden sich im Besitz der Heiligen Borons- und Staatskirche oder eines ihrer Orden. Nisutliche Güter, insbesondere die von der BRAKEM bewirtschafteten, sind von dieser Regelung ausgenommen.


Begründung:


Ein entsprechender Handel in Yleha würde - wie sich gezeigt hat - lediglich den Feinden Ylehas und Kemis, namentlich vor allem den Al’Anfanern und den Hétáp-Ylahîm anté, nutzen und die Regierung Ylehas unterminieren, was der Stabilität der gesamten Region empfindlich schaden könnte.


# Zusatzartikel 5/b (1. Rondra 1020 n. BF.):


Der An- und Verkauf von Rauschkräutern und -mitteln sowie von Rohstoffen für solche, ist ebenso wie die kommerzielle Nutzung entsprechender Produkte innerhalb der Grenzen Ylehas bei Strafe verboten.�Ausnahme bilden eindeutig medizinisch oder religiös genutzte Produkte sowie sämtliche Erträge der nisutlichen, insbesondere durch die BRAKEM bewirtschafteten Güter, des Landbesitzes der Heiligen Borons- und Staatskirche und ihrer Orden.


Begründung:


Siehe Zusatzartikel 5/a.


# Zusatzartikel 6 (7. Rondra 1020 n. BF.):


Die durch Zusatzartikel 2 ermöglichte Sperre für verschiedene Informationen ist vom Hátya/von der Hátyat, dem Hekát/der Hekátet sowie von der Nisut/dem Nefer persönlich vollständig oder ganz aufzuheben.


Jegliche durch Zusatzartikel 2 eingeführte Sperre kann vom Hátya/von der Hátyat, dem Hekát/der Hekátet und der Nisut/dem Nefer persönlich von vornherein ignoriert werden. Sie gilt allerdings bis zu ihrer Aufhebung für alle anderen Personen, Institutionen oder Gruppen (insbesondere auch den niederen Adel der Provinz).


Den autorisierten Verwahrern der Informationen obliegt die Pflicht bei einem Wechsel der Regierung alle Informationen der Nisut/dem Nefer sowie dem Hátya/der Hátyat vorzulegen. Wird dieser Pflicht nicht entsprochen, kann dies mit einer Anklage wegen Hochverrats am Reich und einer Verurteilung nach kem’schen oder optional nach ylehischen Recht geahndet werden.


Begründung:


Bei seinem Amtsantritt wurde der Hátya (damals noch Akîb) Enrisco Nostravio da Vancha von der Existenz eines ganzen Archivs mit geheimen Informationen über diverse Ereignisse, Verbrechen und Aktionen nicht informiert. Erst nach einiger Zeit trug ein Beamter seines Hofes die Kunde von der Existenz dieses Archivs heran. Der Verwahrer, der für das Archiv zuständig gewesen war, gilt seither als verschollen.


# Zusatzartikel 7 (1. Boron 1020 n. BF.):


Die Tá’akîbet Antien’Marét ist auf ewig mit der Táhátya Yleha assoziiert. Die Geschicke beider Lehen sind für immer miteinander verbunden, weshalb es Antien’Marét untersagt ist, eine eigene maßgebliche Bürokratie oder Regierung aufzustellen.


Der Provinzrat und sonstige ylehische Organisationen haben auf dem Territorium des Lehens Antien’Marét die selben Rechte und Legitimationen, die sie auch in Yleha selbst haben. Außen- wie auch innenpolitisch wird Antien’Marét durch Yleha vertreten und fügt sich bei daraus resultierenden Meinungsverschiedenheiten auf diesen Gebieten freiwillig dem Willen Ylehas.


Antien’Marét übernimmt als Teil der Provinz Yleha den Assoziationsvertrag in allen Punkten und bestätigt ihn nochmals durch einen Lehensschwur gegenüber der Nisut/dem Nefer, der Hekátet/dem Hekát und dem Hátya/der Hátyat von Yleha.


Jegliche Novellierungen oder Zusatzartikel des Assoziationsvertrages werden von der Tá’akîbet Antien’Marét ohne eine weitere Untersuchung, Prüfung oder gar Veränderung anerkannt und übernommen.


Das Lehen Antien’Marét wird - so es nicht durch interne Probleme zerschlagen wird - solange als Teillehen Ylehas existieren, wie Yleha als Lehen des Kemi-Reiches existiert.


Die Oberhoheit über die Vergabe des Titels des Akîbs/der Akîbet von Antien’Marét liegt bei der Nisut/dem Nefer, Empfehlungen und Wünsche des jeweils herrschenden Hátyas bzw. der jeweils herrschenden Hátyat Ni Yleha sind hierbei ebenso zu beachten wie Empfehlungen der ylehischen Bevölkerung bzw. des Provinzrates. 


Begründung:


Als Antien’Marét eine Tásahet (heute Tá’akîbet) innerhalb Ylehas wurde, wurde es aus der Sicht des Hátya Ni Yleha nötig, eindeutig festzustellen, daß der Assoziationsvertrag auch für dieses Lehen (wenn es auch Teil Ylehas ist) gilt. Zudem wurde beschlossen, die Rechte Antien’Maréts gegenüber der Táhátya Yleha einzuschränken, damit sich in späteren Zeiten kein Herrscher und keine Herrscherin der Tá’akîb/der Tá’akîbet gegen Yleha wenden kann und somit die innere Einheit Ylehas zerstört.


# Zusatzartikel 8 (17. Boron 1020 n. BF.):


Den Catco wird gemäß Zusatzartikel 3/b ein Gebiet zwischen ”Einsamen Wächter” und der innerylehischen Grenze als neuer Teil des Autonomen Catco-Gebietes zuerkannt. Die Catco lassen dafür von jeglichen Ansprüchen, die durch die jüngsten Verhandlungen zwischen Kemi-Reich und Freien Stämmen auf sonstiges ylehisches Territorium entstehen könnten, ab und haben zudem die durch Zusatzartikel 3/b gegebene Option verwirkt.


Begründung:


Die Verhandlungen Kemis mit den Freien Stämmen betrafen Yleha und die Catco zwar nicht, weil die Catco nicht den Freien Stämmen angehören bzw. sich nicht von ihnen vertreten lassen, aber trotzdem wurde man durch die Verhandlungen dazu gebracht, die Option des Zusatzartikels 3/b endlich einzulösen und die territorialen Ansprüche der Catco in Yleha endgültig festzulegen.


# Zusatzartikel 9 (1. Hesinde 1020 n. BF.):


Die Hofinquisition, die zuständigen Hofräte und die Judikative Ylehas sowie die Stadtgarde und alle anderen vollstreckende und unterstützende Institution werden hiermit durch die Regierung Ylehas auf begrenzte Zeit autorisiert, nach ihrem eigenen Ermessen Hausdurchsuchungen, Verhaftungen, Verhöre, Bestechungen, Beschlagnahmungen und ähnliche öffentliche, teilweise geheime und geheime Aktionen durchzuführen, um den Hétáp-Ylahîm anté und anderen Verbrechern, die in den Grenzen Ylehas verweilen, Einhalt zu gebieten. Über diese Maßnahmen ist  sowohl der Nisut, der Hl. Inquisition als auch dem Yret Ni KKAB getreulich ein mondlicher Bericht abzugeben. Zuwiderhandlungen gegen diese Informationspflicht ziehen die sofortige Aufhebung obiger Vollmachten nach sich und können, je nach Schwere des Falles, vor einem kem’schen Gericht zur Anklage kommen.


Lediglich ein eindeutiger Mißbrauch dieses Artikels führt zu einer Anklage des betreffenden Mitarbeiters der Hofinquisition, der Hofräte und sonstiger beteiligter Institutionen. Es ist halbjährlich (im Praios und im Hesinde) durch die Regierung Ylehas zu prüfen, ob Zusatzartikel 9 auszusetzen ist oder nicht.


Begründung:


Am 30. Boron des Jahres 1020 n. BF. kam es im Rahmen der Festlichkeiten zum Tag des Großen Schlafes nach einigen ohnehin unruhigen Wochen zu mehreren schweren Anschlägen auf unlautere Bürger Ylehas und zu Ausschreitungen einer Gruppe von Sympathisanten der Hétáp-Ylahîm anté in der Hauptstadt.


In Verbindung mit Erkenntnissen, die die Hétáp-Ylahîm anté in den vorhergehenden Monaten immer stärker als blasphemische Organisation von Götzenanbetern und Verbrechern entlarvten, kam es zum eiligen Beschluß dieses Zusatzartikels, der endlich eine wirksame Waffe gegen die Hétáp-Ylahîm anté darstellen sollte (wichtig: vergleiche Zusatzartikel 10).


# Zusatzartikel 10 (1. Ingerimm 1020 n. BF.):


Bis auf weiteres wird die Verfolgung bzw. Bekämpfung des rechten, konservativen Flügels der Hétáp-Ylahîm anté eingestellt. Dieser Waffenstillstand bezieht sich allerdings ausdrücklich nur auf den genannten Flügel der Hétáp-Ylahîm anté, nicht aber auf den verstärkt zu verfolgenden Rest dieser Gruppierung.


Es ist mondlich durch die Regierung Ylehas zu prüfen, ob Zusatzartikel 10 und somit der Waffenstillstand auszusetzen ist oder nicht - bis zu diesem Zeitpunkt ist Artikel 1/b lediglich auf den linken Teil der Hétáp-Ylahîm anté bezogen, während der rechte Flügel ausdrücklich ausgenommen ist.


Ein eindeutiger Mißbrauch des Waffenstillstandes für kriminelle, separatistische und gegen die legitime Regierung Ylehas gerichtete Aktionen durch den rechten Flügel der Hétáp-Ylahîm anté wird mit sofortiger Aussetzung des Zusatzartikels 10 geahndet.


Zwischen ylehischer Regierung und rechtem Flügel der Hétáp-Ylahîm anté ist jederzeit durch einen Gesandten oder eine Gesandte des Flügels am Hof des Hátya/der Hátyat eine Verbindung aufrechtzuerhalten. Der oder die Gesandte genießt nach Aussetzung von Zusatzartikel 10 ein Recht auf freien Abzug sowie die teilweise Protektion des Hátya/der Hátyat.


Die ylehische Regierung behält sich vor, einen augenscheinlich als ungeeignet identifizierten Gesandten der rechten Hétáp-Ylahîm anté zurückzuweisen und einen geeigneteren Gesandten anzufordern, um eine bestmögliche Verständigung zu gewährleisten.


Begründung:


Am 8. Peraine des Jahres 1020 n. BF. kam es auf dem Marktplatz von Yleha zu einem öffentlichen Treueschwur der Hétáp-Ylahîm anté gegenüber der Nisut und dem Reich, der das Angebot eines Waffenstillstandes durch den rechten Flügel der Hétáp darstellte. In den folgenden Tagen kam es unter Ausschluß der Öffentlichkeit zu verschiedenen Treffen zwischen Vertretern der rechten Hétáp, des ”Zirkels” und der ylehischen Regierung. Hierbei wurden die in Form des Zusatzartikels 10 artikulierten Vereinbarungen sowie verschiedene weitere Abkommen zwischen den Verhandlungspartnern getroffen, um eine sichere und (relativ) friedliche Zukunft Ylehas zu garantieren und diversen dunklen Kräften besser die Stirn bieten zu können.


# Zusatzartikel 11 (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Die Táhátya Yleha wird hiermit als Territorium der Tá’akîb/Tá’akîbet Antien’Marét (ehemals als Yleha/West bekannt) und der Táséncha/Tásénchat Anûr (ehemals als Ost-Yleha bekannt) sowie zusätzlicher Gebiete definiert - in keinem Fall ist die Einheit Ylehas durch eine Abspaltung Anûrs oder Antien’Maréts durch die Kemi-Krone zu verletzen. Yleha und alle seine Teillehen erkennen ihren Status als Teil der Táhekátet Chentasû an.


Die Wiederherstellung der inneren Einheit Ylehas durch die Befreiung Anûrs muß gemäß Artikel 1/b dieses Vertrages und den Übereinkünften der betroffenen Reiche unbedingt gewährleistet werden; egal zu welchen Konditionen.


Die Kontrolle eines oder mehrerer Teile Ylehas durch eine fremde, außerkem’sche Macht ist in keinem Fall hinzunehmen und muß unbedingt und unter Aufbietung aller Kräfte unterbunden werden, sofern die betroffene Macht dem Kemi-Reiche nicht friedlich verbunden ist.


In jedem Fall sind die Artikel 1/c und 1/d bei solchen Bestrebungen einzuhalten.


Begründung:


Mit der offiziellen Beanspruchung Ost-Ylehas/Anûrs durch die Kemi-Krone (ab Anfang Ingerimm) wird Yleha theoretisch unter der Krone Kemis vereinigt, praktisch ist es jedoch noch immer ein gespaltenes Reich - Anûr ist von Sylla, Al’Anfa und Anderen besetzt. Zusatzartikel 11 soll die Rechte Ylehas an Anûr unterstreichen und die Übernahme vertraglich absichern.


# Zusatzartikel 12/a (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Bis das Territorium Anûrs befriedet und voll an Yleha und Kemi angegliedert worden ist, wird es als Táséncha - als Kronkommissariat - an das Reich gebunden und untersteht einem Séncha/einer Sénchat, der/die dem Range nach einem Akîb/einer Akîbet gleichkommt, jedoch vom Hátya bzw. von der Hátyat Ni Yleha befristet und nach seiner Kompetenz eingesetzt wird. Bei der Einsetzung besitzen Hekátet und Nisut die Möglichkeit eines Widerrufes und der Einsetzung eines anderen Sénchas ihrer Wahl - der Provinzrat besitzt die selben Rechte wie sie in Artikel 10/a bis 10/c des vorliegenden Vertrages festgelegt wurden.


Der Séncha besitzt die selben Rechte und Pflichten wie ein Marschall der Schwarzen Armee, ist über die Grenzen Ylehas hinaus allerdings mit keinerlei Befugnissen ausgestattet und hat sich in jedem Fall bei militärischen Entscheidungen den Entscheidungen des Kommandostabes der Schwarzen Armee zu unterwerfen.


Die Gardekriegsherrin des Kemi-Reiches (derzeit in Personalunion Hekátet Ni Chentasû) kann mit einer Mißtrauensbekundung die Absetzung des Séncha bzw. der Sénchat Ni Anûr und die Einsetzung eines neuen Séncha/einer neuen Sénchat verfügen.


Anûr wird im Anschluß an die Befriedung oder eine weitestgehende Befriedung von einer Táséncha in eine Tá’akîb umgewandelt und einem gemäß dem üblichen Turnus ernannten Adeligen (oder einer Adeligen) unterstellt - der Rang des Séncha/der Sénchat wird in jenem Moment ungültig und verliert jegliche Befugnisse. 


Begründung:


Mit der offiziellen Beanspruchung Ost-Ylehas/Anûrs durch die Kemi-Krone (ab Anfang Ingerimm) wird Yleha theoretisch unter der Krone Kemis vereinigt, praktisch ist es jedoch noch immer ein gespaltenes Reich - Anûr ist von Sylla, Al’Anfa und Anderen besetzt. Der Séncha Ni Anûr ist mit der Herstellung der Einheit betraut und kann jederzeit durch einen ‘besseren’ Statthalter ersetzt werden.


# Zusatzartikel 12/b (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Die Tá’akîb bzw. Tá’akîbet (respektive derzeit ‘Táséncha/Tásénchat) Anûr ist auf ewig mit der Táhátya Yleha assoziiert. Die Geschicke beider Lehen sind für immer miteinander verbunden, weshalb es Anûr untersagt ist, eine eigene maßgebliche Bürokratie oder Regierung neben den entsprechenden ylehischen Stellen aufzubauen.


Der Provinzrat und sonstige ylehische Organisationen haben auf dem Territorium des Lehens Anûr die selben Rechte und Legitimationen, die sie auch in Yleha selbst haben. Außen- wie auch innenpolitisch wird Anûr durch Yleha vertreten und fügt sich bei Meinungsverschiedenheiten auf diesen Gebieten freiwillig dem Willen Ylehas.


Anûr übernimmt als Teil der Provinz Yleha den Assoziationsvertrag in allen Punkten und bestätigt ihn nochmals durch einen Lehensschwur gegenüber der Nisut/dem Nefer, der Hekátet/dem Hekát und dem Hátya/der Hátyat von Yleha.


Jegliche Novellierungen oder Zusatzartikel des Assoziationsvertrages werden von der Tá’akîbet Anûr ohne eine weitere Untersuchung, Prüfung oder gar Veränderung anerkannt und übernommen.


Es ist Anûr untersagt, eine Politik zu betreiben, die sich nachweislich nicht an der Ylehas orientiert. Sollte dies geschehen oder sogar die Entscheidungen Ylehas (sowohl des Hátyas/der Hátyat, als auch des Provinzrates und anderer Institutionen) durch Anûr offen angezweifelt und nicht anerkannt werden, wird die Tá’akîbet/die Tá’akîb (bzw. Táséncha/Tásénchat) Anûr sofort zugunsten der Provinz Yleha aufgelöst oder gegebenenfalls neu vergeben.


Pflichten und Rechte Anûrs gegenüber Yleha werden in entsprechenden Abkommen zwischen den beiden Lehen festgelegt.


Das Lehen Anûr wird - so es nicht durch interne Probleme zerschlagen wird - solange als Teillehen Ylehas existieren, wie Yleha als Lehen des Kemi-Reiches existiert.


Die Oberhoheit über die spätere Vergabe des Titels des Akîbs/der Akîbet von Anûr (siehe auch Zusatzartikel 12/a), also nach der Befriedung Anûrs, liegt bei der Nisut/dem Nefer, Empfehlungen und Wünsche des jeweils herrschenden Hátyas bzw. der jeweils herrschenden Hátyat Ni Yleha sind hierbei ebenso zu beachten wie Empfehlungen der ylehischen Bevölkerung bzw. des Provinzrates.


Begründung:


Mit der offiziellen Beanspruchung Ost-Ylehas/Anûrs durch Kemi wurde eine zu entsprechenden Regelungen mit Antien’Marét analoge Festlegung der Rechte und Pflichten nötig (vergleiche auch Zusatzartikel 7). Der Assoziationsvertrag wurde hiermit auf Anûr übertragen und ist nunmehr auch für den Osten der Provinz Yleha gültig und bindend.


# Zusatzartikel 13/a (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Die Hofinquisition wird als offizieller Vertreter des KKAB in Yleha anerkannt. Sie ist nach den Sonderstrukturen des KKAB die höchste innerylehische weltliche, nicht jedoch geistliche Instanz zur Verfolgung, Beschaffung usw. usf. von Kriminellen, Verrätern, Aufrührern und gemäß yleh’schen Gesetzen der staatlichen Seite gesuchten Personen, Dingen, Informationen etc. und kann hierzu auch im näheren oder ferneren Ausland aktiv werden, wobei strikte Orientierung an Artikel 1/a bis 1/d des vorliegenden Vertrages geboten ist. Die Ylehische Hofinquisition tritt alle Befugnisse, Privilegien und Kompetenzen in bezug auf die Verfolgung von Häretikern, Ketzern und anderen Verbrechern an der Lehre des Rabens an einen von der Hl. Eminenz ernannten Inquisitionsrat für Yleha ab. Dem Inquisitionsrat werden zwei von der Führung der visznaristischen Diözese ausgewählte Inquisitoren beratend und unterstützend zur Seite gestellt. 


Die Kommandostruktur der vom Hátya persönlich und nach seinem Vertrauen zu berufenden und dann vom Geheimen Hofrat und dem Hofrat nach bestem Wissen und Gewissen anzuerkennenden (oder verbindlich abzulehnenden) Hofinquisition, der ein Agent des KKAB als außenstehender Verbindungsoffizier zur Seite gestellt wird, ist autonom und von kem’schen Stellen - es sei denn durch die Nisut und den Cancellarius (als Vorsitzenden des KKAB) - unantastbar. Sie ist alleine der Nisut Ni Kemi und dem Cancellarius gegenüber Rechenschaft schuldig und steht ansonsten außerhalb des geltenden Rechtes, was insbesondere eine Immunität gegenüber der Justiz bedeutet.


Die Hofinquisition besitzt maximale Befugnisse gegenüber allen anderen Stellen Ylehas und den entsprechenden kem’schen Stellen in Yleha (z.B. gegenüber der Armee). Allerdings ist im Zweifelsfall immer mit dem KKAB und kem’schen Regierungsstellen Rücksprache zu halten, um Irritationen bereits (lange) vor den entsprechenden Schritten (z.B. gegen höhere kem’sche Beamte) zu unterbinden.


Eine gute Zusammenarbeit mit und ein gutes Verhältnis zu Kemi und zu kem’schen Stellen ist als oberste Prämisse jeder von der Hofinquisition durchgeführten Aktionen zu sehen - wissentliche Handlungen gegen diese Prämisse werden intern, eventuell durch eine Anklage wegen Hochverrats, geahndet.


Interne Informationen werden vollständig an das KKAB weitergeleitet.


Eine Auslieferung von Gefangenen der Hofinquisition an kem’sche Stellen ist dann zwingend nötig, wenn Cancellarius oder Nisut dies fordern. Selbes gilt auch für eine Überführung von Gefangenen der Hofinquisition von Yleha in Gebiete mit anderen Rechtssystemen als dem Ylehischen.


Weitere Pflichten, Befugnisse und Aufgaben der Hofinquisition werden in entsprechenden Verträgen sowie in den Geheimpapieren von Djardyon, Yleha und Antien’Marét festgelegt, auf die hier nicht weiter eingegangen werden soll.


Die Hofinquisition wird, um Verwechslungen und Irritationen zu vermeiden, ihre Bezeichnung zum baldmöglichsten Zeitpunkt ändern.


Begründung:


Die Hofinquisition wird - nach dem KKAB und der Hl. Inquisition - als höchste, mit maximalen Befugnissen ausgestattete ‘polizeiliche’ Instanz in Yleha definiert, weil entsprechende Organisationen Kemis bestrebt sind, der relativ großen Freiheit Ylehas in kulturellen und rechtlichen Belangen gerecht zu werden.


# Zusatzartikel 13/b (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Das KKAB ist verpflichtet, wichtige bzw. bedeutende Aktionen in Yleha vorher bei der Hofinquisition anzumelden - es sei denn, es handelt sich dabei um ausdrücklich von der Nisut oder dem Yret Ni KKAB persönlich instruierte Untersuchungen (etc.), die sich zum Beispiel der Untersuchung der Loyalität des ylehischen Adels widmen und die der Meinung der Majestät und der des Yret Ni KKAB (und nur deren Meinung) nach geheimgehalten werden sollten.


Der Hofinquisition und dem Hátya obliegt es, nicht entsprechend autorisierte Aktionen auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen und sie gegebenenfalls durch ein von der Nisut bestätigtes, begründetes Veto zu stoppen (welches beiden Stellen zugebilligt wird). Dieses Veto ist nur durch eine nisutliche Entscheidung aufzuheben, kann dann aber nicht wieder erneuert werden. Das KKAB hat muß weder die ylehische Hofinquisition noch die weltliche Regierung der Provinz Yleha über Sinn, Zweck, Dauer und Mittel seiner Aktionen informieren.


Ein Verstoß gegen diesen Zusatzartikel kann mit der Aktivierung von Artikel 16 geahndet werden. 


Begründung:


Es soll verhindert werden, daß nicht-ylehische, weltliche Organisationen neben der Hofinquisition in Yleha agieren, ohne daß diese die Möglichkeit besitzt, dies zu unterbinden oder zumindest zu kontrollieren.


# Zusatzartikel 14/a (15. Ingerimm 1020 n. BF.):


Administration, Handel usw. der Táséncha Anûr und der Tá’akîbet Antien’Marét werden direkt der Regierung Ylehas und ihren Entscheidungen unterstellt, beim Anschluß weiterer Provinzen sind allerdings gesonderte Abkommen zur Klärung der Situation abzuschließen.


Begründung:


Es handelt sich hierbei um eine Konkretisierung sowie eine Erweiterung der Zusatzartikel 7 und 12/b (7 für Antien’Marét, 12/b für Anûr). Hauptsächlich soll hiermit festgelegt werden, daß der Status eventuell später einmal an Yleha angeschlossene Teilprovinzen in gesonderten Abkommen erarbeitet und sich nicht pauschal an dem Status von Antien’Marét und Anûr orientiert.


# Zusatzartikel 14/b (15. Ingerimm 1020 n. BF.):


Monopolvergaben durch die ylehische Regierung beziehen sich, wenn nicht anders ausgehandelt, generell auf die gesamte Táhátya Yleha, gelten überall innerhalb yleh’scher Grenzen und sind durch entsprechende Siegel, ”Freisiegel”, kenntlich zu machen (vergleiche auch ”Ylehisches Zoll- und Monopolrecht”, Band 2, Seiten 22 bis 134). Eine Monopolisierung auf der Ebene der Teilprovinzen wird untersagt. Monopole dürfen nur von der Regierung Ylehas nach nisutlicher Zustimmung oder der Nisut selbst vergeben und (ggf.) nur von den beiden genannten Instanzen aufgehoben werden. Andere Instanzen - wie zum Beispiel der niedere Adel - können sich nur durch Rat- und Vorschläge an der Entscheidungsfindung beteiligen.


Begründung:


Egal ob es sich um Antien’Marét, um Anûr oder um Teilprovinzen Ylehas handelt, die später noch zu der Táhátya hinzukommen könnten: Die Entscheidung über die Vergabe und das Ausmaß von Monopolen obliegt der Regierung Ylehas - dafür Sorge zu tragen ist die Aufgabe von Zusatzartikel 14/b. Gleichzeitig wird hier die Vergabe von Monopolen durch die Provinz als generell provinzweit bindend, also nicht auf eine einzelne Provinz bezogen, sofern dies nicht zusätzlich relativiert wurde (also zum Beispiel durch ein ”Monopol für den Edelsteinhandel - bezogen auf Anûr”).


Es soll verhindert werden, daß Teilprovinzen durch die eigenmächtige Vergabe von Monopolen einen dem der yleh’schen Regierung ähnlichen Einfluß auf den Handel gewinnen. Monopole werden in Yleha als stärkstes wirtschaftliches Machtmittel der Regierung betrachtet und dementsprechend kostbar gehütet.


# Zusatzartikel 14/c (15. Ingerimm 1020 n. BF.):


Der Außen- und Innenhandel der beiden Teilprovinzen Anûr und Antien’Marét wird von der Regierung Ylehas gesteuert. Ein unabhängiger Handel Antien’Maréts oder Anûrs existiert nicht.


Ähnliche Regelungen gelten gemäß entsprechender zusätzlicher Verträge (einsehbar im Magistrat von Yleha) für die Administration, die Hochgerichtsbarkeit, die Infrastruktur usw. usf. und sind durch die Übernahme dieses Vertrages von den beiden Teilprovinzen anerkannt worden. Provinzen, die später an Yleha fallen sollten, machen gesonderte Abkommen nötig.


Begründung:


Siehe Begründung des Zusatzartikels 14/a.


# Zusatzartikel 15/a (19. Ingerimm 1020 n. BF.):


Mit sofortiger Wirkung wird der Autonome Kreis Nebelland, gelegen an der Südseite der Nebelberge (vgl. die im Magistrat von Yleha ausliegenden Karten), ausgerufen, der den Catco als anûr’sches Äquivalent zu dem Autonomen Großkreis Catcokan dienen soll und mit dem jegliche Gebietsansprüche der Catco im Osten Ylehas abgegolten werden.


Für den Kreis gelten die selben Regelungen wie für alle anderen autonomen Gebiete der Catco in Yleha.


Begründung:


Durch die Beanspruchung Anûrs durch Kemi/Yleha entstehende Gebietsansprüche der Catco wurden in beiderseitigem Einverständnis auf diese Weise beglichen. Gleichzeitig wurde durch diesen Schritt (er wäre gemäß Zusatzartikel 8 nach der Schaffung des Autonomen Kreises ”Wächterland” nicht mehr nötig gewesen) die Freundschaft zwischen den Catco und der Regierung Ylehas unterstrichen.


# Zusatzartikel 15/b (19. Ingerimm 1020 n. BF.):


Mit sofortiger Wirkung wird das Teilautonome Territorium Côpar’Rá, das vom ”Nebelland” der Catco bis zum Tal des Ilyâd reicht (vergleiche dazu die im Magistrat von Yleha befindlichen Karten der Region) und intern gemäß des ”Gründungsvertrages des Teilautonomen Territoriums Côpar’Rá” (unterzeichnet am 18. Ingerimm 1020 n. BF.) aufgebaut sein wird, ausgerufen.


Durch das Territorium werden jegliche Gebietsansprüche der Waldmenschen Anûrs für immer abgegolten.


Für das Teilautonome Territorium gelten Sonderregelungen, die in dem oben bereits genannten Gründungsvertrag enthalten sind und die die teilweise Autonomie regeln (z.B. wird der Vertreter des Territoriums von Yleha gestellt - die Waldmenschen haben aber Vetorecht). Die Teilautonomie ist nach dem Anschluß Anûrs an Yleha in eine Autonomie umzuwandeln.


Begründung:


Durch die Beanspruchung Anûrs durch Kemi/Yleha entstehende Gebietsansprüche der anderen Waldmenschen (neben den Catco) Ylehas wurden in beiderseitigem Einverständnis auf diese Weise beglichen. Gleichzeitig wird dadurch eine relative ”Freundschaft” mit den Waldmenschen Anûrs etabliert und ihre Unterstützung im Kampf für die Befriedung und Befreiung Anûrs gesichert.


# Zusatzartikel 15/c (19. Ingerimm 1020 n. BF.):


Mit sofortiger Wirkung wird der Autonome Kreis Ach’Rechz-trra, gelegen im südlichen Teil des anûr’schen Seenlandes, analog zu dem Autonomen Kreis Ssrahh-Zzahrrthh im westlichen Yleha als autonomes Gebiet der ylehischen Achaz ausgerufen.


Durch das Territorium werden jegliche Gebietsansprüche der Achaz Anûrs respektive ganz Ylehas für immer abgegolten.


Für den Kreis gelten die selben Regelungen wie für alle anderen autonomen Gebiete der Achaz in Yleha.


Begründung:


Durch die Beanspruchung Anûrs durch Kemi/Yleha entstehende Gebietsansprüche der Achaz wurden in beiderseitigem Einverständnis auf diese Weise beglichen. Zukünftige Gebietsansprüche durch die Achaz sind damit ausgeschlossen.


# Zusatzartikel 16 (25. Ingerimm 1020 n. BF.):


Es wird offiziell festgestellt:


Die am 18. Ingerimm 1020 n. BF. durch Môn’mayîn Nto’râth, die Dscharíš Ni Yantiro, artikulierten Beitrittsbitte des in der noch nicht befriedeten Teilprovinz Anûr gelegenen Yantiro-Freistaates wird durch befugte Stellen Kemis einer genauen Prüfung unterzogen.


In naher Zukunft wird das Territorium des Freistaates eventuell zu einem Protektorat Ylehas. Bis zu einer genauen Festlegung des Status’ von Yantiro durch die Nisut Ni Kemi ist der Regierung Ylehas Neutralität in den laufenden und noch kommenden internen und externen Konflikten des Freistaates geboten.


Begründung:


Der Yantiro-Freistaat, der am 7. Ingerimm 1020 n. BF. (vor dem 15. Ingerimm 1020 n. BF. wurde davon aufgrund einer Grenzblockade nichts bekannt) als Reaktion auf die Erhebung Ylehas zur Táhátya (2. Ingerimm 1020 n. BF.) ausgerufen wurde und sich ausschließlich der Unabhängigkeit von Ost-Yleha und der Zugehörigkeit zum kem’schen West-Yleha widmete, bat am 18. Ingerimm 1020 n. BF. durch seine Führerin Môn’mayîn Nto’râth darum, so schnell als möglich an die Tá’akîbet Antien’Marét und somit auch Yleha angeschlossen zu werden, nachdem die ”Armee” des erst elf Tage alte Freistaates bei der Feste Golgarîm und bei Chérat von vorrückenden Inquisitionstruppen des ylehischen Großinquisitors von eigenen Gnaden, Mandólân Scârdirro, zu zerschlagen werden drohte.


Auf kem’scher Seite wurde beschlossen eine genaue Prüfung zu beginnen und während der Prüfungszeit Neutralität zu wahren.


# Zusatzartikel 17 (28. Ingerimm 1020 n. BF.):


Bei den künstlerischen und insbesondere literarischen Errungenschaften Ylehas wird den Autoren, Künstlern usw. usw. die volle Freiheit der Entscheidung zugebilligt wie weit sie in welcher Form gehen - die Regierung Ylehas behält sich allerdings das Recht vor, Kunstwerke, Bücher usw. usf. im Falle grob ketzerischer, regierungsfeindlicher oder in irgend einer anderen Art ”negativer” (zu einer genaueren Definition ist bitte der ”Leitfaden zur Bewertung und Überprüfung künstlerischer und literarischer Werke” herbeizuziehen, der zu diesem Zwecke eigens verfaßt wurde) Inhalte, Aussagen oder einfach nur Abbildungen zu indizieren, einzulagern und nötigenfalls gar zu zerstören. Zwingend verpflichtend ist für die ylehische Regierung in solchen Fällen die Hinzuziehung des KKAB rsp. der Hl Inquisition zur genaueren Prüfung der beanstandeten Inhalte.


Begründung:


Im Prinzip herrscht in Yleha eine sehr große künstlerische und literarische Freiheit - sie ist wohl noch größer als in Kemi. Um dennoch gegen Hetzschriften der (linken) Hétáp, der Wegbereiter Borbarads und anderer staatsfeindlicher Gruppen, gegen ketzerische Schriften (z.B. Bücher aus dem Nimbus des Namenlosen-Kultes von Ujak) und vornehmlich gegen dämonische Kunst- und Kultgegenstände


vorgehen zu können wurde die obige Klausel in die Erklärung der Presse- und ”Kunstfreiheit” Ylehas eingefügt.


# Zusatzartikel 18 (1. Praios 1021 n. BF.):


Der Regierung Ylehas obliegt es mit beschlagnahmten Handelsgütern nach ihrem Gutdünken zu verfahren, sie also selbst oder über autorisierte Handelsgesellschaften zu verkaufen, sie zu vernichten, einzulagern oder sie in sonstiger Art und Weise zu verwenden. Von allen auf diese Weise erzielten Profiten fallen unter Aufsicht des Reichszehntprüfers 20 von Hundert an die Krone.


Begründung:


Was lange bereits Praxis in Yleha war - der Handel mit staatlich beschlagnahmten Gütern - sollte durch Zusatzartikel 18 begründet werden. Insbesondere Schmuggelware wie Rauschkräuter und Waffen werden - statt sie zu zerstören - von Yleha entweder selbst verwertet oder für den regionalen und internationalen Handel freigegeben.


# Zusatzartikel 19 (1. Praios 1021 n. BF.):


Es gibt keine yleh’sche Außenpolitik. Yleha wird außenpolitisch von Kemi vertreten und wird keine ständigen Gesandtenschaften außerhalb des Reiches unterhalten. Erlaubt ist allerdings innerkem’sche Diplomatie und entsprechende Gesandtschaften in allen Teilen des Reiches sowie eine persönliche Vertretung der kem’schen Adeligen an den Höfen anderer Adeliger.


Zudem sei es yleh’schen Adeligen erlaubt, an den Höfen etwaiger anderer Lehnsherren neben der Nisut Emissäre und Ambassadeure zu unterhalten, die der Verbindung von Gefolgsmann und Herrn dienen sollen anstatt Letzterem durch weite, persönliche Reisen etc. von seinem Dienste an Kemi und Yleha zu entreißen. Allerdings verfügt die Krone über das Recht, besagte Diplomaten zu entlassen, sollten sie wider die Interessen des Káhet Ni Kemi handeln. In einem solchen Falle folgt die Regierung Ylehas freiwillig der nisutlichen Entscheidung. Die diplomatischen Erkenntnisse der Emissäre und Ambassadeure sind in halbjährlichen Berichten den entsprechenden Stellen des KKAB zugänglich zu machen.


Begründung:


Der ZA 19 wurde nötig, um den außenpolitischen Status Ylehas endgültig zu klären und weitere politische Verstrickungen zu unterbinden.


Eine persönliche Vertretung von yleh’schen Adeligen wurde durch verschiedene hohe Stellen Kemis gewünscht (z.B. von Boronîan Pâestumai) und sollte im Sinne von Freundschaft, Einigkeit und Eintracht weiterhin gebilligt und gefördert werden.


Das Recht an dem Adelshof eines weiteren Lehnsherrn einen oder mehrere persönliche Gesandte zu unterhalten ist verbrieft und sollte nicht angetastet werden - Beispiel sei Enrisco Nostravio da Vancha in seiner Funktion als Pavonischer Esquirio. Einen Gesandten am Hofe von Thegûn zu unter-halten ist sein gutes und göttergegebenes Recht, ja, im Sinne eines funktionierenden Lehnswesens gar seine Pflicht.





[Yleha bittet offiziell darum Emissäre der Provinz z.B. zur Aushandlung von Handelsabkommen im


In- wie Ausland, zur Verhandlung von Auslieferungsanträgen bei anderen Nationen etc. unterhalten zu dürfen.]





# Zusatzartikel 18 (1. Praios 1021 n. BF.):


Der Regierung Ylehas obliegt es mit beschlagnahmten Handelsgütern nach ihrem Gutdünken zu verfahren, sie also selbst oder über autorisierte Handelsgesellschaften zu verkaufen, sie zu vernichten, einzulagern oder sie in sonstiger Art und Weise zu verwenden. Von allen auf diese Weise erzielten Profiten fallen unter Aufsicht des Reichszehntprüfers 20 von Hundert an die Krone.





Begründung:


Was lange bereits Praxis in Yleha war - der Handel mit staatlich beschlagnahmten Gütern - sollte durch Zusatzartikel 18 begründet werden. Insbesondere Schmuggelware wie Rauschkräuter und Waffen werden - statt sie zu zerstören - von Yleha entweder selbst verwertet oder für den regionalen und internationalen Handel freigegeben.


# Zusatzartikel 19 (1. Praios 1021 n. BF.):


Der Titel des Hátya Ni Yleha wird erblich an die Linie des derzeitigen Hátyas Enrisco Nostravio da Vancha respektive die Blutlinie des ylehischen Nationalhelden En’Ctiliâr’h gebunden. Titel und Lehen werden beim Tode des jeweils herrschenden Hátyas/der jeweils herrschenden Hátya Ni Yleha in Gänze an den erstgeborenen Nachkommen beziehungsweise den nächsten Verwandten des Hátyas vergeben - in letzterer Situation ist mit der Tradition der Blutlinie En’Ctiliâr’hs zu brechen.


Sollte der Erbe nach Feststellung der Nisut Ni Kemi nicht zur Ausübung seiner Ämter fähig sein, so sind im Falle des jugendbedingten Unvermögens Administratoren zu bestellen, die die Verwaltung der Provinz übernehmen, bis der Erbe der Ausübung fähig ist. Ist ein Erbe auf absehbar lange Zeit hin nicht fähig zu regieren - so z.B. nach einer Verurteilung wegen Verrats an Reich und Krone - so fallen Rang, Lehen und Titel an den nächsten Verwandten des Betreffenden, oder, falls unmöglich, an eine von der Nisut neuzuerhebende Dynastie Ylehas.


Testamentarische Verlautbarungen der vorangegangenen Hátyas sind zwingend zu beachten und nicht zu mißachten. Nisutliche Schiedssprüche, Amtsenthebungen usw. sind zu beachten, allerdings sollte die Blutlinie Enrisco Nostravio da Vanchas mit nisutlicher Unterstützung bei Neubesetzungen des Hátyasranges (z.B. nach Verfehlungen des Vorgängers) bevorzugt berücksichtigt werden, selbst wenn der Vorgänger sich nicht mit Ruhm für die Nisut bedeckt hat, sondern ihr zum Beispiel grob zuwiderhandelte, was dem Wesenszug des Hauses da Vancha in keinem Falle entspricht und somit nur ein ”Irrtum des Blutes” sein kann, ein Fehltritt der Vorsehung.


Begründung:


Enrisco Nostravio da Vancha erbat von der Nisut die Aufnahme dieses Artikels, um Yleha auch für längere Zeit unter einer starken, auf die Ylehi einflußreichen und doch für ihre Probleme und ihre besondere Situation hellhörigen Hand zu vereinen.





Novellierungen





# Artikel 1/g - Novellierung I (2. Ingerimm 1020 n. BF.):


Teile der Kroninsignien fallen - ebenso wie das zeitweilige Nutzungsrecht für den Rabenthron auf Djardyon - gemäß der am 1. Ingerimm 1020 n. BF. von Nisut und Hekátet gesiegelten und der Öffentlichkeit zugetragenen Ernennungsurkunden dem jeweils herrschenden Hátya bzw. der jeweils herrschenden Hátyat Ni Yleha als Zeichen seiner/ihrer Würden, seiner/ihrer Titel und seines/ihres Ranges zu.


# Artikel 1/h - Novellierung I (1. Praios 1009 n. BF.):


Es ist Frauen in Yleha erlaubt, ein höheres Amt im Dienste des Staates oder im Provinzrat zu bekleiden, nicht aber im Adel oder in der Regierung Ylehas.


# Artikel 1/h - Novellierung II (5. Rahja 1009 n. BF.):


Es ist Frauen in Yleha erlaubt, ein höheres Amt im Staatsdienst, im Provinzrat oder der Regierung zu bekleiden, nicht aber im Adel Ylehas.


# Artikel 1/h - Novellierung III (30. Travia 1010 n. BF.):


Es ist Frauen prinzipiell erlaubt, alle vorhandenen Ämter Ylehas zu bekleiden.


# Artikel 1/h - Novellierung IV (1. Rondra 1020 n. BF.):


Alle vorhergehenden Novellierungen dieses Artikels entfallen. Artikel 1/h kann als gestrichen gelten. Die Frauen und Männer Ylehas sind auf ewig gleichgestellt und in ihren Rechten - ob beruflich oder persönlich - nirgendwo innerhalb der Grenzen Ylehas einzuschränken oder dem jeweils anderen Geschlecht vorzuziehen.


# Artikel 2/a - Novellierung I (1. Hesinde 1020 n. BF.):


Catco und Achaz, die nachweislich mit den Hétáp-Ylahîm anté oder anderen staatsfeindlichen Gruppen zusammenarbeiten, fallen weiterhin unter die Autonomie ihrer Völker.


# Artikel 2/c - Novellierung I (1. Hesinde 1020 n. BF.):


Siehe Novellierung I des Artikels 2/a.


Angesprochene Catco und Achaz können nicht von der Gerichtsbarkeit Ylehas belangt werden. Selbst dann nicht, wenn man sie in Gewahrsam nehmen kann.


Einem Antrag auf Auslieferung an das eigene Volk wird entsprochen - auch wenn besondere Umstände dies ausdrücklich zu verbieten scheinen.


# Artikel 2/c - Novellierung II (15. Firun 1020 n. BF.):


Kriminelle aus den Reihen der Catco und Achaz können von entsprechenden Institutionen Ylehas bis zu ihrer Übergabe an befugte Angehörige ihrer Völker festgehalten werden, um eine Flucht zu verhindern und eine sichere Zuführung zu der entsprechenden Judikative (sowie eine Aburteilung) zu gewährleisten.


# Artikel 2/d - Novellierung I (1. Hesinde 1020 n. BF.):


Siehe Novellierung I des Artikels 2/c. Die dort genannte Vorgehensweise wird auch bei Angehörigen sonstiger Völker verfolgt.


# Artikel 2/d - Novellierung II (15. Firun 1020 n. BF.):


Siehe Novellierung II des Artikels 2/c. Die dort genannte Vorgehensweise wird auch bei den Angehörigen sonstiger Völker verfolgt.


# Artikel 3/c - Novellierung I (17. Boron 1020 n. BF.):


Zur Unterstützung der Durchsetzung dieses Artikels kann auf die gemäß Artikel 5/a geltende Zoll- und Handelsautonomie zurückgegriffen werden, die für Yleha gilt. Die Erhebung von Zusatzzöllen auf oder sogar der Boykott von Waren aus Provinzen und Staaten, die ylehische Verbrecher nicht ausliefern, wird als legitimes Mittel der ylehischen Politik anerkannt.


# Artikel 3/d - Novellierung I (24. Peraine 1015 n. BF.):


Optional zu einer Begnadigung ergibt sich nach Maßgabe der Nisut die Möglichkeit zur befristeten oder fristlosen Aussetzung der Todesstrafe bei gleichzeitiger lebenslanger Internierung in einem yleh’schen oder kem’schen Gefängnis. 


# Artikel 3/d - Novellierung II (1. Hesinde 1020 n. BF.):


Falls ein offenkundiges Mitglied der Hétáp-Ylahîm anté zum Tode verurteilt wird, entfällt das Recht auf ein Begnadigungsgesuch. Ebenso entfällt die Möglichkeit der Aussetzung der Strafe - es sei denn, der Hátya/die Hátyat oder die Nisut/der Nefer entscheidet, daß eine solche Aussetzung vorteilhafter wäre.


# Artikel 4/b - Novellierung I (13. Efferd 1019 n. BF.):


Ausgenommen sind - nach nisutlicher Genehmigung - prinzipiell nicht jene befreundeten Staaten Kemis, die eindeutig kontra-ylehische Einstellungen vertreten oder vertreten haben, ohne dafür Reue zu zeigen.


# Artikel 5/b - Novellierung I (1. Rondra 1020 n. BF.):


Eine Monopolisierung des ylehischen Außen- und Binnenhandels kann nur für Gesellschaften genehmigt werden, die ihren Hauptsitz in Yleha oder Antien’Marét haben. Ausgenommen von dieser Regelung bleibt der durch die BRAKEM durchgeführte nisutliche Handel.


# Artikel 5/c - Novellierung I (13. Efferd 1019 n. BF.):


Es besteht die Möglichkeit eines theoretischen Zwischenhandels. Das bedeutet, daß jeder kem’sche Händler, der mit Ost-Yleha handelt, eine nach Maßgaben des Kem’schen Handelsgerichts erhobene Provision an Yleha (West) abzuführen hat, wenn er nicht über Yleha, sondern zum Beispiel über Zenach mit Ost-Yleha Handel treibt.


# Artikel 5/c - Novellierung II (15. Ingerimm 1020 n. BF.):


Der Artikel 5/c gilt in seiner Form (inklusive der Novellierung vom 13. Efferd 1019 n. BF.) nur noch für jene Gebiete im Osten der Táhátya Yleha, die nicht befreit sind - der Rest Anûrs treibt gemäß der für das restliche Yleha üblichen Modalitäten (Monopole, die Oberherrschaft der Regierung Ylehas usw.) Handel.


# Artikel 5/d - Novellierung I (1. Rondra 1020 n. BF.):


Ein Teil Antien’Maréts wird zur Verbesserung des Handels ebenfalls zum Freihafen ernannt und erhält die selben Privilegien wie Ylehas Freihafen.


# Artikel 5/d - Novellierung II (1. Hesinde 1020 n. BF.):


Die teilweise Autonomie der Freihäfen Ylehas kann zur Unterstützung des Zusatzartikels 9 von den dort genannten Organen und Institutionen verletzt werden, wenn sich nachweislich Gründe dafür finden lassen, die mit dem modernen Recht vereinbar sind.


# Artikel 8/a - Novellierung I (10. Peraine 1020 n. BF.):


Dem ”Zirkel” wird zusätzlich der Status eines offiziellen Beratungsorgans der ylehischen Regierung eingeräumt, das bei Fragen ylehischer Politik das Recht besitzt von dem Hátya/von der Hátyat gehört zu werden und eigene Vorschläge einzubringen.


Wird ein Mißbrauch der mit dem Status verbundenen Rechte - darunter auch ein bedingtes Recht auf Information bzw. Einblick in regierungsinterne Informationen - entdeckt, so kann dieser nach dem Ermessen des Hátya/der Hátyat, unter Abstimmung mit Hekát/Hekátet und Nisut bzw. Nefer, geahndet werden.


# Artikel 11 - Novellierung I (28. Phex 1017 n. BF.):


Von der Einsetzung eines Schlichters ist in Zukunft abzusehen. Statt dessen ist eine Anzahl von mindestens vier Schlichtern, wobei jeweils die eine Hälfte von der kem’schen und die andere Hälfte von der ylehischen Seite aufgestellt wird, aufzubieten.


Die Zahl der Schlichter ist in jedem Fall immer gleichwertig zu erhöhen. Dies bedeutet, daß für jeden zusätzlichen Schlichter auf kem’scher Seite auch ein zusätzlicher Schlichter auf der ylehischen Seite zu berufen ist und umgekehrt.


# Artikel 11 - Novellierung II (5. Phex 1020 n. BF.):


Neben den in Novellierung I des Artikels 11 genannten mindestens vier Schlichtern sollte, wenn möglich, ein weiterer Schlichter bestimmt werden. Hierzu haben sich beide Seiten auf einen von jeder Seite anerkannten Schlichter zu einigen, der nur nach absoluter, einstimmiger Zustimmung aller mindestens vier bereits berufenen Schlichter zugelassen wird. Sollte nach drei Abstimmungen mit jeweils wechselnden Kandidaten noch immer kein weiterer Schlichter bestimmt worden sein, ist es an der Nisut eine Entscheidung zu treffen.


# Artikel 13/a - Novellierung I (1. Hesinde 1020 n. BF.):


In Krisenfällen ist es der Regierung Ylehas zudem möglich, die Neutralität bzw. die eventuelle Immunität von Personen gegenüber dem Gesetz (wie zum Beispiel bei Botschaftern) zum Teil oder vollständig auszusetzen, sofern zuvor oder nachträglich (binnen einer Frist von höchstens einer Woche) bei der Nisut/dem Nefer eine entsprechende Genehmigung eingeholt wurde bzw. wird.


Die Möglichkeit eines diplomatischen, religiösen oder in einer ähnlichen Art problematischen Zwischenfalls durch diesen Artikel ist von den ausführenden Stellen unbedingt zu beachten.


# Artikel 14/a - Novellierung I (1. Praios 1021 n. BF.):


Ergänzende Feststellungen:


Die yleh’schen Kirchen erkennen, auf Ratschluß des Yleh’schen Konzils hin, die Hohepriesterin des Kemi-Reiches als die Erste Dienerin des Rabens auf dem Dererund an. Sie erkennen die Lehre der Heiligen Borons- und Staatskirche als die Wahre Lehre des Rabens an. Abweichende Bekenntnisse zum Heiligen Raben sind nur nach eingehender Prüfung durch die Heilige Kurie nicht als Ketzerei zu verdammen.


Sollten die vorgenannten Anerkennungen verweigert werden, so entscheidet die Hl. Eminenz nach eingehender Prüfung, ob die entsprechende Religion in Yleha wie auch dem Rest Kemis als ”Irrlehre” oder Häresie - mit allen dies implizierenden Folgen -  zu definieren sei.


# Zusatzartikel 1 - Novellierung I (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Die innerylehische Grenze wird von Seiten der legitimen ylehischen Regierung nicht mehr als existent betrachtet. Die entsprechenden Verträge sind nicht mehr als gültig zu betrachten.


# Zusatzartikel 4 - Novellierung I (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Zusatzartikel 4 kann in seiner derzeitigen Form gestrichen werden. Der Osten Ylehas wird nicht mehr als syllanisch kontrolliertes Territorium anerkannt. Zudem wird bemerkt, daß eine syllanische Kontrolle über das ”Bündnisterritorium” aufgrund der Aktivitäten diverser Staaten und Personen nie wirklich existierte.


[Nicht mehr gültig - vgl. ZA 4/Nov. II]


# Zusatzartikel 4 - Novellierung II (3. Rahja 1020 n. BF.):


Novellierung I des ZA 4 wird bis auf weiteres ausgesetzt, da auf Beschluß der kem’schen Krone der Anspruch Kemis auf das syllanisch kontrollierte Territorium Ost-Ylehas bzw. Anûrs nicht durch Gewaltmaßnahmen verfolgt wird, um die freundschaftlichen Beziehungen zwischen Kemi und Sylla nicht zu gefährden. 


# Zusatzartikel 6 - Novellierung I (12. Ingerimm 1020 n. BF.):


Dem Hátya/der Hátyat Ni Yleha wird zudem das Recht zugebilligt jederzeit in die Interna der zu der Táhátya gehörenden Lehen Einsicht zu nehmen, um somit den niederen Adel zu überprüfen sowie ylehische und nisutliche Interessen zu schützen.


# Artikel 1/h - Novellierung IV (21. Ingerimm 1020 n. BF.):


Die Frauen und Männer Ylehas sind auf ewig gleichgestellt und in ihren Rechten - ob beruflich oder persönlich - nirgendwo innerhalb der Grenzen Ylehas einzuschränken oder dem jeweils anderen Geschlecht vorzuziehen. Die Ylehische Regierung bemüht sich, dieses Ziel auch im schriftlichen Ausdruck zu verfolgen und durchzusetzen.





